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Reviewed by Cornelia Rauh-Kühne

Published on H-Soz-u-Kult (October, 2004)

Sammelrez: Wirtschaft und Politik der Schweiz im Zweiten Weltkrieg

I. Die UnabhÃ¤ngige Expertenkommission
Schweiz - Zweiter Weltkrieg: Mandat und Schluss-
bericht Die hier vorgenommene Auswahl aus den von
der UEK herausgegebenen Arbeiten spiegelt den Arbeits-
schwerpunkt der Rezensentin wider. Vgl. demnÃ¤chst:
Cornelia Rauh-KÃ¼hne, Aluminium fÃ¼r Hitlers Krieg?
Zur Geschichte der âAlusuisseâ 1918-1950, MÃ¼nchen:
Beck; 2005. Publikationen zur FlÃ¼chtlingsthematik,
zum Raubgold und zur Finanzwirtschaft konnten nicht
berÃ¼cksichtigt werden. Ein Urteil Ã¼ber die wissen-
schaftliche Bedeutung oder GÃ¼te der (nicht) bespro-
chenen Titel ist damit jedoch nicht beabsichtigt. Eine mit
kurzen Inhaltsangaben versehene, vollstÃ¤ndige Auf-
listung der von der von der UEK herausgegebenen 25
Studien und BeitrÃ¤ge zur Forschung findet sich unter:
http://www.uek.ch/de/index.htm.

FÃ¼nfzig Jahre nach dem Ende des “Dritten Reiches”
setzte Mitte der 1990er-Jahre eine intensive, nationale
Grenzen Ã¼berschreitende Debatte Ã¼ber den Zweiten
Weltkrieg ein. Sie war durch neue Aktenfunde in den
erstmals zugÃ¤nglichen sowjetischen Archiven in Gang
gebracht und durch ein aktuell motiviertes Interesse der
jungen Generation an der Geschichte von Krieg und Ge-
nozid belebt worden. In 25 LÃ¤ndern wurden daraufhin
Forscherteams mit der Aufhellung jener Epoche betraut.
Ãberall ging es darum, Ursachen, AusmaÃ und Folgen
der Kollaboration mit den nationalsozialistischen Be-
herrschern des “Neuen Europas” zu erforschen und die

GrÃ¼nde fÃ¼r die unzulÃ¤ngliche Aufarbeitung dieser
Vergangenheit zu ermitteln. Damit verbunden war das
Anliegen, den Opfern nationalsozialistischer Herrschaft
und rassistischer Verfolgung materiell wie symbolisch
spÃ¤te Gerechtigkeit widerfahren zu lassen. Nirgendwo
spitzte sich die Auseinandersetzung so zu wie in der neu-
tralen Schweiz, wo Diplomatie und Politik vor den Her-
ausforderungen der Vergangenheit versagten, weil sie
einem mystifizierten Geschichtsbild aufgesessen waren
und ebenso wie die Schweizer Ãffentlichkeit weitgehend
unvorbereitet und deshalb verstÃ¤ndnislos auf die Kolla-
borationsvorwÃ¼rfe reagierten. “Warum die Schweiz?”
lautete eine in der Alpenrepublik immerwieder ratlos ge-
stellte Frage, und BundesprÃ¤sident Jean-Pascal Delamu-
raz lieÃ sich angesichts amerikanischer VorwÃ¼rfe an
die Adresse der Schweiz in einer Neujahrsansprache gar
zu der von Intransigenz zeugenden Frage hinreiÃen, ob
denn Auschwitz in der Schweiz gelegen habe.

Auf dem HÃ¶hepunkt dieser politischen Krise be-
trauten Parlament und Regierung der Eidgenossenschaft
schlieÃlich im Dezember 1996 eine aus neun internatio-
nal renommierten Experten zusammengesetzte Kommis-
sion unter der Leitung des Schweizer Historikers Jean-
FranÃ§ois Bergier mit der Erforschung der wirtschaftli-
chen und finanziellen Beziehungen der Schweiz zu den
kriegfÃ¼hrenden Staaten des Zweiten Weltkriegs und
mit den in der Nachkriegszeit staatlicherseits ergriffe-
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nen MaÃnahmen zur Restitution unrechtmÃ¤Ãig in die
Schweiz gelangten VermÃ¶gens. Vor allem sollten Wert
und Verbleib von “Raubgold” und nachrichtenloser Kon-
ten bei Schweizer Banken geklÃ¤rt werden.

Ausgestattet mit einem umfassenden - bald weit
Ã¼ber die anfÃ¤nglich fokussierten Themenbereiche
hinausreichenden - Mandat und einem beachtlichen Etat
von 22 Millionen Schweizer Franken, versehen mit un-
eingeschrÃ¤nktem Zugangsrecht sowohl zu privaten wie
zu Ã¶ffentlichen Schweizer Archiven, machten sich seit-
dem mehr als 40 ForscherInnen fÃ¼nf Jahre lang an
die Arbeit. Etliche waren bereits mit Forschungsarbeiten
hervorgetreten, die im Kontext des Untersuchungsauf-
trags angesiedelt waren. Nun aber hatten sie eine unver-
gleichlich bessere Materialgrundlage. Selbst das Bankge-
heimnis stellte nun kein Hindernis mehr dar, und vie-
le bis dahin streng gehÃ¼teten Bank- und Unterneh-
mensarchive wurden auf diese Weise erstmals fÃ¼r die
historische Forschung zugÃ¤nglich gemacht. Denn Un-
ternehmensgeschichte war in der Schweiz eine noch
kaum entwickelte historische Fachrichtung, was ange-
sichts der wirtschaftlichen Struktur der Schweiz und der
immensen Bedeutung, die Unternehmer und Unterneh-
men im Ã¶ffentlichen Leben der Eidgenossenschaft ein-
nehmen, eine besondere MerkwÃ¼rdigkeit darstellt.

Sieben Forscherteams der UEK wurden aufgestellt.
Ihre MitarbeiterInnen durchforsteten auch die staat-
lichen Archive vieler europÃ¤ischer LÃ¤nder eben-
so wie jene Russlands, Israels und der USA. Nach
fÃ¼nfjÃ¤hriger TÃ¤tigkeit schlieÃlich legte die UEK
25 - meist voluminÃ¶se - Forschungsarbeiten vor, de-
ren Quintessenz ein in vier Sprachen vorgelegter 600-
seitiger “Schlussbericht” der UEK zusammenzufassen
und in den politisch-historischen Kontext einzuordnen
versucht. Der “Schlussbericht” - eine ungeschickte, weil
amtlich verbÃ¼rgte ObjektivitÃ¤t und EndgÃ¼ltigkeit
suggerierende Bezeichnung - gehÃ¶rt nicht zu denMeis-
terleistungen, welche die UEK zu bieten hat, das sei hier
schon vorweggeschickt. Das dÃ¼rfte nicht zuletzt daran
liegen, dass sich der Band sowohl an die internationa-
le wie die Schweizer Ãffentlichkeit und ebenso an His-
toriker wie an Laien wendet, deren Wissensstand und
AufklÃ¤rungsbedÃ¼rfnis durchaus unterschiedlich ist.
So bietet der “Bericht” zwar eine nÃ¼tzliche Kompilation
der - ebenfalls als “Berichte” etikettierten - Einzelstudien,
doch wird leider versÃ¤umt, auf die KontinuitÃ¤t man-
cher Problemkonstellationen einzugehen, die wÃ¤hrend
des Krieges ein vÃ¶lkerrechtlich und humanitÃ¤r ein-
wandfreies Agieren der politisch Verantwortlichen ver-
hinderten und mehr als ein halbes Jahrhundert spÃ¤ter

zur politischen Krise der Schweiz nicht unerheblich bei-
getragen haben.

Nach meinem Eindruck sind es drei durch etliche der
Studien aus unterschiedlicher Perspektive gestÃ¼tzte,
fÃ¼r das SelbstverstÃ¤ndnis der Schweizer zentrale Be-
funde, die hier als KontinuitÃ¤tsstrÃ¤nge hÃ¤tten be-
nannt und in ihren Auswirkungen auf Geschichtsbild
und IdentitÃ¤t der Schweiz hÃ¤tten problematisiert wer-
den mÃ¼ssen:

1) Die korporatistische Verflechtung von Staat und
Wirtschaft, welche die Schweiz bis heute kennzeich-
net und die wÃ¤hrend des Krieges auch in Fra-
gen von nationalem Interesse (NeutralitÃ¤t, Clearing-
kredite, Kriegsmaterialhandel) eine effiziente Kontroll-
ausÃ¼bung durch die Politik Ã¼ber die Wirtschaft un-
mÃ¶glich machte.

2) Die in einem GroÃmachtraum unter totalitÃ¤rer
Herrschaft ebenso wie in einer globalisierten Welt
zwangslÃ¤ufig nur beschrÃ¤nkte UnabhÃ¤ngigkeit klei-
ner neutraler LÃ¤nder wie der Schweiz und der daraus
resultierende Zwang zur Anpassung.

3) Die Mystifikation von SouverÃ¤nitÃ¤t und Neu-
tralitÃ¤t in der Schweiz und die Leugnung der Ab-
hÃ¤ngigkeit des Landes von internationalen - d.i. globa-
len! - Problemkonstellationen, die schon wÃ¤hrend des
Krieges begann und bis heute Wirkungen zeigt.

FÃ¼r den Wissenstransfer der neu gewonnenen his-
torischen Erkenntnisse und die Etablierung eines my-
thenfreien Geschichtsbilds in der Schweiz wÃ¤re ein
prÃ¤gnantes Fazit des Schlussberichts, das auch die Kon-
tinuitÃ¤tsfrage nicht ausklammert, von groÃer Wichtig-
keit gewesen. So aber macht sich unter den Eidgenos-
sen bereits wieder Geschichtsvergessenheit breit. Die po-
litische Elite kehrte - kaum hatte man die historischen
Spezialisten von der UEK mit der leidigen Vergangen-
heitsproblematik betraut - wieder zum business as usu-
al zurÃ¼ck und zeigte sich an den von der Kommissi-
on erarbeiteten Ergebnisse kaum noch interessiert. Ein
Jahr nach Publikation der UEK-Studien beklagte die Neue
ZÃ¼richer Zeitung die âschwache Resonanzâ der UEK-
Forschungen unter Politikern, die âunbesehen der politi-
schen Couleur kaum Interesse an den Arbeiten der Kom-
missionâ zeigten. âPopularisierung, Ablehnung, Gleich-
gÃ¼ltigkeitâ, NZZ 24.2.2003.

Im Folgenden werden abweichend von der Band-
zÃ¤hlung der Reihe zunÃ¤chst jene UEK-Studien vor-
gestellt, die sich der Ã¶konomischen Rahmenbedingun-

5



H-Net Reviews

gen der Schweiz wÃ¤hrend der Kriegszeit angenommen
haben. AnschlieÃend werden jene BÃ¤nde besprochen,
die einzelne Handlungsfelder, Branchen oder Unterneh-
men zum Gegenstand haben, darunter auch die thema-
tisch eng verwandte, jedoch unabhÃ¤ngig von der UEK
entstandene Unternehmensstudie von Hans Ulrich Wipf.
Die Rolle der Schweiz als Finanzdrehscheibe und die
Geschichte von Banken und Versicherungsunternehmen
bleiben hier jedoch ausgeklammert.

II. Untersuchungen auf makroÃ¶konomischer
Ebene

Als industriell hoch entwickeltes Land und als Fi-
nanzdienstleistermit einem extrem kleinen Inlandsmarkt
besaÃ die Schweiz bereits seit dem 19. Jahrhundert ei-
ne hochgradig auÃenhandelsorientierte Volkswirtschaft.
Der extreme Nationalismus der 1930er-Jahre mit seinen
Auswirkungen auch auf die Wirtschaftspolitik, vor al-
lem der um sich greifende Bilateralismus, wurden daher
fÃ¼r Politik und Wirtschaft der Schweiz schon frÃ¼h
zu einem bedeutsamen Problem. Ein speziell der Schwei-
zerischen AuÃenwirtschaftspolitik 1930-1948 gewidme-
ter Band behandelt die hieraus resultierenden Probleme,
klammert jedoch den komplizierten Bereich des im Krieg
von Schweizer Seite staatlich alimentierten Zahlungsver-
kehrsmit denAchsenmÃ¤chten aus. Dieserwird von Ste-
fan Frech in einer Monografie zum Clearing untersucht.
Frech, Clearing, UEK 3. Frech schildert in seinem trotz
der trockenen Materie gut lesbaren, weil klar geglieder-
ten Buch aus Schweizer Perspektive die Entstehung, Or-
ganisation und Funktionsweise dieses Zahlungssystems.
Es entstand bereits zu Beginn der 1930er-Jahre als Ant-
wort auf die ZerrÃ¼ttungen des internationalen Handels
und Zahlungsverkehrs infolge der Weltwirtschaftskrise.
In der Schweiz fÃ¼hrte es bereits in der Vorkriegszeit zu
einer intensiven Verflechtung zwischen Privatwirtschaft,
VerbÃ¤nden und staatlicher BÃ¼rokratie, die spÃ¤ter die
gesamte Organisation der Kriegswirtschaft kennzeich-
nen sollte.

Das Clearing funktionierte, indem finanzielle Forde-
rungen fÃ¼r Warenexporte, Dienstleistungen und den
Transfer von VermÃ¶genswerten unter beiderseitiger
Einschaltung staatlicher Stellen bilateral gegeneinander
aufgerechnet wurden, ohne dass dabei effektiv Devi-
sen ausgetauscht wurden. Innerhalb der Schweizer Wirt-
schaft entbrannte ein heftiger Kampf zwischen Indus-
trie, Tourismuswirtschaft, KapitalglÃ¤ubigern und Pri-
vatpersonen um die Clearingmittel, die wegen der gerin-
gen ExporttÃ¤tigkeit der deutschen Industrie und infol-
ge der strikten Devisenkontrolle Nazi-Deutschlands stets
knapp waren. Die Schweizer Exportwirtschaft verstand

es jedoch schon in der Vorkriegszeit, den LÃ¶wenanteil
des Clearings fÃ¼r sich zu reklamieren. Im Krieg ver-
bessertenwiederholt erteilte Clearingkredite der Schwei-
zer Regierung die Zahlungssituation fÃ¼r die Schwei-
zer Exporteure. Sie konnten, da der Bund die Bezahlung
ihrer Lieferungen garantierte bis mindestens 1943 ohne
Zahlungsrisiko nach Deutschland liefern und noch da-
zu zu Preisen, die weit Ã¼ber dem Schweizer Niveau la-
gen. Auf das starke PreisgefÃ¤lle zwischen dem deut-
schen Machtbereich und dem Schweizer Inlandsmarkt
hat fÃ¼r Kriegsmaterial Peter Hug aufmerksam gemacht.
Vgl. Ders., UEK 11, S. 387. Insgesamt belief sich der dem
Deutschen Reich gewÃ¤hrte Kredit auf die bedeutende
Summe von 1,121 Mrd. Franken, wÃ¤hrend Italien ei-
nen Clearingkredit in HÃ¶he von 390 Mio. Franken er-
hielt. Im Falle Deutschlands entsprach diese Summe rund
10 Prozent der gesamten Bundesausgaben der Schweiz
wÃ¤hrend der Kriegsjahre, was jedoch nur 2 Prozent der
deutschen Schulden entsprach, die das Deutsche Reich
wÃ¤hrend des Krieges imZahlungsverkehrmit demAus-
land angehÃ¤uft hatte. Die Clearingkredite, die haupt-
sÃ¤chlich der Finanzierung von Kriegsmateriallieferun-
gen dienten, stellten eine einseitige BegÃ¼nstigung der
AchsenmÃ¤chte und deshalb einen klaren VerstoÃ ge-
gen das NeutralitÃ¤tsrecht dar. Das war auch den ver-
antwortlichen Akteuren bewusst. Doch zum Zeitpunkt
der Kreditvergaben, die erstmals im Sommer 1940 un-
ter Eindruck einer vom Reich verhÃ¤ngten Kohlensper-
re und zuletzt 1943 erfolgten, betrachtete man die Zah-
lungen als unvermeidbaren “Tribut” an die Machtha-
ber Europas und als Zeichen der wirtschaftlichen Ko-
operationsbereitschaft mit den Achsenstaaten, von de-
nen sich die Schweiz eingekreist und mittels einer Ge-
genblockade auÃenwirtschaftlich kontrolliert sah. Da die
Kredite darÃ¼ber hinaus der Erhaltung von Arbeits-
plÃ¤tzen in der Schweizer Wirtschaft dienten, meldeten
sich in der Ãffentlichkeit kaum kritische Stimmen ge-
gen diesen NeutralitÃ¤tsverstoÃ zu Wort. Eine Interes-
senallianz aller gesellschaftlichen Gruppen wÃ¼nschte
das Agreement mit Nazi-Deutschland, auch wenn die
GrÃ¼nde fÃ¼r diese Haltung partiell unterschiedlich
waren. Nur seitens der Nationalbank und einzelner Po-
litiker wurden intern wÃ¤hrungspolitische und fiskali-
sche EinwÃ¤nde geltend gemacht, weil die Exportkredi-
te die Inflation anheizten und man allgemein davon aus-
ging, dass das Deutsche Reich die Kredite niemals zu-
rÃ¼ckzahlen wÃ¼rde, ganz gleich zu wessen Gunsten
der Krieg ausgehen wÃ¼rde. In diesem Punkt freilich sah
man sich angenehm getÃ¤uscht, denn in Verhandlungen
mit der BRD gelang es 1952 die RÃ¼ckerstattung knapp
der HÃ¤lfte der zinslos gewÃ¤hrten Kredite zu erwirken.
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Auch Italien erkannte eine Teilschuld an und zahlte in
der Nachkriegszeit 232 Mio. Franken an die Schweiz zu-
rÃ¼ck.

Der von Martin Meier, Stefan Frech, Thomas Gees
und Blaise Kropf gemeinsam verfasste Band zur AuÃen-
handelspolitik Meier u.a., UEK 10. beschreibt zunÃ¤chst
die Struktur der schweizerischen AuÃenwirtschaft in
den 1930er-Jahren und geht dann auf breiterer Materi-
algrundlage und perspektivenreicher, als das frÃ¼heren
Studien mÃ¶glich war, der Frage nach, wie Schwei-
zer BehÃ¶rden, Politiker und Wirtschaftsvertreter auf
den Wandel der weltwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen der 1930er-Jahre reagierten, wie sie sich auf die
MÃ¶glichkeit eines neuen europÃ¤ischen Krieges ein-
stellten und lange vor 1939 erste MaÃnahmen zur Schaf-
fung einer Kriegswirtschaftsorganisation trafen. Die Stu-
die untersucht Strukturen und Funktionsweise der bis-
lang erst unzureichend erforschten Kriegswirtschafts-
bÃ¼rokratie und sie fragt, welche gesellschaftlichen In-
teressen hier auf Schweizer Seite gegeneinander abzu-
wÃ¤gen waren, welches Interesse die KriegfÃ¼hrenden
am schweizerischen Wirtschaftspotential hatten und ob
es gelang - oder zumindest versucht wurde - , bei Wirt-
schaftsverhandlungenmit den diversen Handelspartnern
den Erfordernissen des Schweizer NeutralitÃ¤tsstatus
gerecht zu werden. Wie bei den meisten Studien der
UEK erstreckt sich der Untersuchungszeitraum der Ar-
beit weit Ã¼ber die Kriegszeit hinaus, so dass nicht nur
die Genese der kriegswirtschaftlichen Strukturen und
Problemlagen einbezogen werden kann, sondern auch
die Auseinandersetzung mit den wirtschaftlichen Kon-
zepten der Nachkriegszeit.

Aufs Ganze gesehen konstatieren die Autoren vor-
sichtig aber doch bestimmt in der Schweizer AuÃen-
handelspolitik ein Ungleichgewicht zugunsten der Ach-
senmÃ¤chte, die innenpolitisch durch den Hinweis auf
die “Landesversorgung”, die Notwendigkeit der Arbeits-
platzerhaltung, den Bedarf an Nahrungsmitteln, Kohle
und Eisen, gerechtfertigt wurde und auf einen breiten ge-
sellschaftlichen Konsens stieÃ.

Neben der Notwendigkeit, die Landesversorgung si-
cherzustellen, scheinen jedoch auch taktische Verhand-
lungsfehler die Schweiz wÃ¤hrend des Krieges allzu sehr
in AbhÃ¤ngigkeit von ihrem deutschen Nachbarn ge-
bracht zu haben. Man war sich bei den Wirtschafts-
verhandlungen mit Deutschland offenbar der eigenen
TrÃ¼mpfe nicht hinreichend bewusst und fÃ¼rchtete
gar zu sehr die MÃ¶glichkeit einer politischen und
gesellschaftlichen Destabilisierung, wie 1918 wÃ¤hrend

des Landesstreiks. Wie kriegswichtig der frei konver-
tible Franken fÃ¼r Nazi-Deutschland und wie bedeut-
sam der Ã¼ber das Schweizer Schienennetz abgewickel-
te GÃ¼tertransfer von Rohstoffen nach Italien war, da-
von scheint man auf Schweizer Seite keine angemes-
sene Vorstellung gehabt zu haben. Der fÃ¼r die Koh-
leversorgung Italiens aus dem Reich elementar wich-
tige GÃ¼terbahntransfer wurde von Schweizer Seite
Ã¼berhaupt nie zum Gegenstand der Wirtschaftsver-
handlungen mit Deutschland gemacht. Forster, Transit
ferroviaire, UEK 4. Andererseits wurde die Versorgungs-
lage der Schweizer Industrie mit Kohle und anderen Roh-
stoffen von den meisten Verantwortlichen pessimisti-
scher beurteilt als nÃ¶tig, und auch das Gespenst des
gefÃ¤hrdeten Sozialfriedens scheint man Ã¼berzeichnet
zu haben. Vereinzelte warnende Stimmen, wie jene des
Industriellen Hans Sulzer, mit dem einseitigen Export
kriegswichtiger Materialien nicht zu weit zu gehen, wur-
den deshalb von den politisch Verantwortlichen nicht be-
achtet.

Das kann kaum verwundern angesichts der gerin-
gen Bedeutung, welche die Schweizer Ãffentlichkeit der
AuÃenwirtschaft - ganz im Gegensatz zu sozial- und bin-
nenwirtschaftspolitischen Themen - wÃ¤hrend der ge-
samten Kriegszeit beimaÃ. Denn trotz der Sonderbefug-
nisse, Ã¼ber welche die Regierung im Rahmen des Voll-
machtenregimes verfÃ¼gte und ungeachtet der den Zei-
tungen auferlegten (Nach-)Zensur bedurfte das Handeln
der politisch Verantwortlichen doch auch im Krieg der
Legitimation und die politischen Akteure suchten nach
OrientierungsmaÃstÃ¤ben fÃ¼r ihr Handeln. Wie mar-
ginal jedoch im Vergleich zu binnenwirtschaftlichen und
sozialpolitischen Themen das Interesse an dem neutra-
litÃ¤tsrechtlich so auÃerordentlich brisanten Thema der
AuÃenhandelspolitik war, diese Erkenntnis verdanken
wir der kommunikationswissenschaftlichen Studie von
Kurt Imhof, Patrick Ettinger und Boris Boller. Imhof u.a.,
UEK 8. AuÃer dem Themenfeld der AuÃenwirtschafts-
politik untersucht diese empirisch auÃerordentlich auf-
wendige und methodisch anspruchsvolle Arbeit dasThe-
menfeld der FlÃ¼chtlingspolitik. Auch hier diagnostizie-
ren die Autoren eine fehlende Problematisierung des Po-
litikfeldes und eine Ã¤uÃerst selektive Wahrnehmung
der FlÃ¼chtlingsproblematik. Dass es sich bei den in der
Schweiz Zuflucht suchenden vor allem um jÃ¼dische
Personen handelte, wurde etwa in der Deutschschweiz
nicht erwÃ¤hnt, wie Ã¼berhaupt eine Berichterstat-
tung Ã¼ber die FluchtgrÃ¼nde weitgehend fehlte. Sie
stÃ¼tzten sich auf die quantitativewie qualitative Analy-
se der Berichterstattung von neun Zeitungen, die in den
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verschiedenen Sprachregionen der Schweiz als “Leitme-
dien” fungierten und zugleich die wichtigsten politischen
Milieus reprÃ¤sentierten. In allen Organen, so der Be-
fund der Autoren, stieÃ die konkrete Praxis der auÃen-
handelspolitischen NeutralitÃ¤tspolitik auf geringes In-
teresse. Die Ã¶konomische Anpassung an das Dritte
Reich wurde in der Zeitungsberichterstattung quasi ent-
problematisiert, wÃ¤hrend dieselben BlÃ¤tter jedoch be-
reits im Krieg zu jener “mystischen ÃberhÃ¶hung” von
NeutralitÃ¤t und Schweizer UnabhÃ¤ngigkeit beitrugen,
die auf Jahrzehnte hinaus das Schweizer Geschichtsbild
prÃ¤gen sollte und eine Auseinandersetzungmit der Rol-
le der Schweiz im Krieg obsolet erscheinen lieÃ.

III. Unternehmensgeschichtliche und Bran-
chenstudien

WÃ¤hrend die vorgenannten BÃ¤nde die Rahmen-
bedingungen wirtschaftlichen Handelns von Schweizer
Seite aus beleuchten, beginnt die von Christian Ruch,
Myriam Rais-Liechti und Roland Peter verfasste Stu-
die Ã¼ber Tochterbetriebe Schweizer Unternehmen in
NS-Deutschland mit einer knappen Darstellung der po-
litischen und rechtlichen Rahmenbedingungen im deut-
schen Machtbereich. Christian Ruch u.a., UEK 6. Wer
die Forschung zur nationalsozialistischen Wirtschaft
verfolgt hat, wird in dieser Einleitung nicht viel Neu-
es entdecken. Die von Mitautor Roland Peter verfass-
te Dissertation etwa bietet zur nationalsozialistischen
RÃ¼stungspolitik im Allgemeinen und ihren regiona-
len Besonderheiten in Baden bereits alle Informationen,
welche im UEK-Band nochmals knapp zusammengefasst
sind: Peter, Roland, RÃ¼stungspolitik in Baden. Kriegs-
wirtschaft und Arbeitseinsatz in einer Grenzregion im
ZweitenWeltkrieg, MÃ¼nchen 1995. Dennoch gebÃ¼hrt
gerade diesem - leider in der Gesamtreihe der UEK etwas
versteckten - Beitrag zu Band 6 das Verdienst, die mit der
NS-Forschung nicht vertrauten LeserInnen vor einem
MissverstÃ¤ndnis zu bewahren. Allzu oft ist in den Pu-
blikationen der UEK nÃ¤mlich von “der” deutschen Poli-
tik/Wirtschaft oder Haltung die Rede, oder dem “Dritten
Reich”, so als hÃ¤tte es nicht jenes sich radikalisierende,
polykratische Kompetenzwirrwarr zwischen staatlichen,
militÃ¤rischen und Parteistellen gegeben, das fÃ¼r das
NS-Herrschaftssystem so kennzeichnend war. Polykratie
war im NS-Herrschaftsbereich allerorten anzutreffen, in
der Provinz wie an der Regimespitze, und sie dynamisier-
te sich im Krieg. Polykratie konnte - wie es von Ruch u.a.
nahe gelegt wird - radikale Tendenzen abschwÃ¤chen,
konnte sie aber auch verstÃ¤rken und trug so zum Cha-
rakter des NS-Staates als “Doppelstaat” (Ernst Fraenkel)
Fraenkel, Ernst, Der Doppelstaat, Frankfurt am Main

1974 u.Ã¶.. (zuerst engl.: The dual state, London 1941).
erheblich bei. Auf jeden Fall machte dieser polykrati-
sche Charakter der NS-Herrschaft es fÃ¼r die histori-
schen Akteure schwierig, ihre HandlungsspielrÃ¤ume
adÃ¤quat einzuschÃ¤tzen, Konflikten mit dem Regime
aus dem Wege zu gehen oder - wenn es sie denn gab
- sie erfolgreich zu Ã¼berstehen. Deutsche Staatsan-
gehÃ¶rigkeit oder ParteinÃ¤he waren dabei manchmal,
aber durchaus nicht immer hilfreich und Parteimitglied-
schaft wie auch Parteifunktionen sagen per se Ã¼ber das
individuelle Verhalten von Unternehmern und anderen
Akteuren nicht allzu viel aus. Diese von der Forschung
zur NS-Mikrogeschichte klar herausgearbeiteten Sach-
verhalte gilt es in Erinnerung zu rufen, wenn man in
vielen UEK-BÃ¤nden von groÃen Entscheidungsspiel-
rÃ¤umen der Akteure in unterschiedlichsten Handlungs-
feldern liest. Auch in der ansonsten vorzÃ¼glichen Un-
ternehmensstudie von Hans Ulrich Wipf (vgl. im Wei-
teren) verschwimmen mitunter die Grenzen zwischen
der NSDAP und ihren Nebenorganisationen, der Wehr-
macht und staatlichen BehÃ¶rden, so dass das Regime
als Monolith erscheint.

Der von Ruch u.a. verfasste Band versucht solche
HandlungsspielrÃ¤ume auszuloten, indem anhand von
Fallbeispielen fÃ¼r die Kriegs- und Nachkriegszeit die
unternehmerischen AktivitÃ¤ten der Tochterfirmen von
Schweizer Muttergesellschaften im Gebiet des Deut-
schen Reichs untersucht wird. Allein im sÃ¼ddeutschen
Raum existierten 1945 ca. 70 solcher Unternehmen. Wie
groÃ ihre Gesamtzahl im Reichsgebiet einschlieÃlich
des besetzten Gebiet mit Polen und dem - traditionell
eng mit der Schweizer Wirtschaft verflochtenen - El-
sass war, lieÃ sich nicht mehr feststellen. Doch han-
delte es sich um ein - aus Schweizer Perspektive -
gewichtiges Ã¶konomisches Potential, was erklÃ¤rlich
macht, warum auch andere Studien der UEK die Pro-
blematik behandeln. Zu nennen sind vor allem: Strau-
mann, Wildmann, Chemieunternehmen, UEK 7; sowie
Hug, RÃ¼stungsindustrie, UEK 11. Ruch u.a. konzentrie-
ren sich auf das Elektronik- und Elektrotechnikunter-
nehmen Brown, Boveri & Cie. (BBC) Mannheim, - die
im Bereich der GroÃchemie aktiven Tochterfirmen der
Lonza AG und der Aluminium-Industrie-AG (AIAG), auf
Niederlassungen der Nahrungs- und Genussmittelunter-
nehmen NestlÃ© und Alimentana/Maggi sowie eine Rei-
he von mittelstÃ¤ndischen Textilbetrieben, fÃ¼r welche
die Ãberlieferungssituation gÃ¼nstig war. SÃ¤mtliche
Tochtergesellschaften existierten bereits, als in Deutsch-
land die Nationalsozialisten an die Macht gelangten. Die
meisten bereits seit der Jahrhundertwende, als die Ver-
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flechtung zwischen der Schweizer Wirtschaft und der
prosperierenden Wirtschaft im Deutschen Reich eine
deutliche Intensivierung erfuhr.

Das Hauptinteresse der Autoren liegt auf den Hand-
lungsfeldern der Personalpolitik (Zwangsarbeitereinsatz
in den deutschen Tochterunternehmen), des Informati-
onstransfers zwischen deutschen Tochter- und Schwei-
zer Muttergesellschaften und auf der Frage nach der Pro-
fitabilitÃ¤t des Engagements in Nazi-Deutschland fÃ¼r
die Schweizer Muttergesellschaften. Dies, das sei schon
vorweggeschickt, lieÃ sich jedoch angesichts unzurei-
chenderQuellen nicht zufrieden stellend klÃ¤ren (S. 320).
AbschlieÃend wird die Nachkriegszeit behandelt und ge-
fragt, welche Konsequenzen die vorherige Einbindung
der Schweizer Tochterfirmen in die NS-Kriegswirtschaft
im Rahmen der Demontage- und Entnazifizierungspoli-
tik hatten.

Ãbereinstimmend mit anderen Autoren von un-
ternehmensgeschichtlichen Studien konstatieren Ruch,
Rais-Liechti und Peter fÃ¼r alle untersuchten Unterneh-
men einen sehr hohen Informationsgrad der Schweizer
Firmenzentralen, die Ã¼ber alle wesentlichen betriebs-
wirtschaftlichen VorgÃ¤nge informiert gewesen seien.
Zum selben Ergebnis gelangen Straumann, Wildmann,
Chemieunternehmen, UEK 7 sowie auch Wipf, Georg
Fischer AG., wenngleich hier die Quellenlage mehr In-
terpretationsspielraum zulÃ¤sst als im Falle der Basler
Chemieunternehmen. Die nach 1945 von den Mutter-
gesellschaften oft vorgebrachte Behauptung, “die Toch-
terfirmen seien von der Zentrale abgeschnitten gewe-
sen” sehen die Autoren “eindeutig widerlegt” und be-
tonen: “Die Schweizer Direktionen verfÃ¼gten Ã¼ber
alle wichtigen Informationen zur finanziellen und ge-
schÃ¤ftlichen Situation ihrer Tochtergesellschaften.” (S.
319) Auch der Zwangsarbeitereinsatz sei in den Schwei-
zer FÃ¼hrungsetagen grundsÃ¤tzlich bekannt gewe-
sen. Gleichzeitig rÃ¤umen die Autoren jedoch ein, dass
ein guter Informationsfluss in Richtung Schweiz nicht
zwangslÃ¤ufig KontrollmÃ¶glichkeiten durch die Mut-
tergesellschaften implizierte. Auch bleibe unklar, wie
prÃ¤zise man in den Zentralen Ã¼ber die Lebens- und
Arbeitssituation der Zwangsarbeiter Bescheid wusste.
Auch, so ist zu ergÃ¤nzen, kann betriebswirtschaftli-
che Kontrolle nicht gleichgesetzt werden mit Einfluss
auf konstitutive Bedingungen der nationalsozialistischen
Kriegswirtschaftwie etwa auf die staatliche Reglementie-
rung der Investitions- und Kapitaltransferpolitik, sowie
auf die Produktions- und Arbeitseinsatzpolitik.

Zieht man die Rahmenbedingungen der NS-

Kriegswirtschaft in Betracht, ist es daher vielleicht
nicht so Ã¼berraschend und womÃ¶glich ohne Aus-
sagekraft Ã¼ber die “Bedenkenlosigkeit” oder auch
WillfÃ¤hrigkeit der Unternehmensleitungen (vgl.
S. 20), wenn Grundstoffbetriebe von so eminent
rÃ¼stungswirtschaftlicher Bedeutung wie die AIAG
und die Lonza selbst wÃ¤hrend des Krieges ihre Ka-
pazitÃ¤t noch erhÃ¶hten. Dort freilich, wo die Ausdeh-
nung des deutschen Machtraums auf Unternehmensseite
zur Grundlage regionaler Diversifizierungsstrategien ge-
nutzt wurde, wie es der UEK-Studie zufolge bei NestlÃ©
oder BBC der Fall war, kann freilich keinesfalls mehr von
HandlungszwÃ¤ngen ausgegangen werden.

Dass hingegen alle hier betrachteten Tochtergesell-
schaften zum Einsatz von Zwangsarbeitern schritten,
macht deutlich, dass auf diesem Handlungsfeld offen-
bar geringe EntscheidungsspielrÃ¤ume existierten. De-
ren Nutzung entschied immerhin darÃ¼ber, ob ein Un-
ternehmen nebenKriegsgefangenen und auslÃ¤ndischen
Zivilarbeitern auch KZ-HÃ¤ftlinge zum Einsatz brachte,
wie das unter den hier betrachteten Tochterunternehmen
nur bei BBC der Fall war. Spielraum gab es nach Ruch
u.a. jedoch vor allem hinsichtlich der Lebens- und Ar-
beitsbedingungen der Zwangsarbeiter. Hier lieÃen sich
zwischen Unternehmen vergleichbarer Produktionsrich-
tungen und in direkter rÃ¤umlicher NÃ¤he groÃe Un-
terschiede konstatieren, und oft waren es einzelne Per-
sonen in den Unternehmensleitungen, der Personalabtei-
lung oder beim Lagerpersonal, die fÃ¼r Wohl oder We-
he der Zwangsarbeiter zustÃ¤ndig waren. Die Schwei-
zer Gesellschaften, so hat es den Anschein, hatten hier
wenig EinwirkungsmÃ¶glichkeiten, doch wen sie mit
der Leitung ihrer deutschen Tochtergesellschaft betraut
hatten, konnte fÃ¼r manche Zwangsarbeiter lebensent-
scheidend werden.

Nach Kriegsende gingen die SiegermÃ¤chte un-
terschiedlich gegen die Unternehmen vor. Die meis-
ten hatten kaum unter Demontagen oder Requisitio-
nen zu Reparationszwecken zu leiden. Zwar inspizier-
ten die westlichen BesatzungsmÃ¤chte die Industriebe-
triebe unmittelbar nach Kriegsende hinsichtlich ihres
RÃ¼stungsbeitrags. Je mehr sich jedoch der Kalte Krieg
bemerkbar machte, umso weniger waren die Westalliier-
ten bereit, die deutsche Industrie zu zerschlagen. Gleich-
zeitig lieÃ auch der Entnazifizierungselan nach, der sich
zunÃ¤chst gegen die Mitglieder der ehemaligen Unter-
nehmensleitungen und Nationalsozialisten in den Be-
legschaften gewandt hatte. Die Schweizer BehÃ¶rden
schenkten der Bewahrung schweizerischen Eigentums
groÃe Beachtung und intervenierten auf diplomatischem
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Wege zugunsten der Firmen. In die Entnazifizierung hin-
gegen mischten sie sich nicht ein und auch die Schweizer
Unternehmensleitungen hielten sich zurÃ¼ck.

Um international operierende Schweizer Unterneh-
men mit deutschen Tochterbetrieben geht es auch in
der Studie von Lukas Straumann und Daniel Wildmann
zur Chemieindustrie, deren Fragestellung und Untersu-
chungskonzept jenem von Ruch u.a. sehr Ã¤hneln. Die
Autoren untersuchen die vier in Basel ansÃ¤ssigen Un-
ternehmen J. R. Geigy AG (Geigy), Gesellschaft fÃ¼r
Chemische Industrie in Basel AG (Ciba), F. Hoffmann-La
Roche & Co. AG (Roche) sowie Chemische Fabrik vor-
mals Sandoz AG (Sandoz). Alle waren im Bereich der
Farbstoff- und Pharmaproduktion tÃ¤tig und auch hier
hatten sÃ¤mtliche Unternehmen bereits um die Jahr-
hundertwende oder wÃ¤hrend der Weimarer Republik
Tochterbetriebe in Deutschland gegrÃ¼ndet. Ciba und
Roche waren darÃ¼ber hinaus bereits vor 1939 mit ei-
genen Werken in Polen tÃ¤tig, so dass beide Konzerne
mit der nationalsozialistischen Polen- und Judenpolitik
imWarthegau (Ciba) bzw. im Generalgouvernement (Ro-
che) konfrontiert wurden.

Straumann und Wildmann thematisieren die Pro-
blemfelder NS-Rassenpolitik, RÃ¼stungs- und Kriegs-
produktion, Zwangsarbeit sowie den Finanztransfer in
die Schweiz. FÃ¼r all dieseThemenbereiche verfolgen sie
drei zentrale Fragestellungen, und zwar nach dem Wis-
sen, das man in den Schweizer Konzernleitungen Ã¼ber
die VerhÃ¤ltnisse im Dritten Reich hatte, nach der Kon-
trolle, welche die Unternehmensleitungen Ã¼ber ihre
deutschen Tochtergesellschaften ausÃ¼ben konnte und
nach den HandlungsspielrÃ¤umen, die sie dabei besaÃen
und wie sie diese nutzten. Ihre Ergebnisse sind teilweise
durchaus Ã¼berraschend.

Zum Wissen Ã¼ber das Dritte Reich kÃ¶nnen die
Autoren anhand zahlreicher Beispiele plausibel bele-
gen, dass die Schweizer StammhÃ¤user durch die Ge-
schÃ¤ftsleitungen ihrer deutschen Betriebe detailliert
Ã¼ber die VerhÃ¤ltnisse im Dritten Reich im Bilde
waren. Nicht nur die propagandistisch verlautbarten
Ziele der NS-Politik, wie die “Arisierung” der Wirt-
schaft, waren in den FÃ¼hrungsetagen der Schwei-
zer Unternehmen genau bekannt und veranlassten die
Konzernleitungen zur Anpassung ihrer Personalpoli-
tik. Bei Ciba ebenso wie bei Roche war man auch
Ã¼ber die vÃ¶lkerrechtswidrigen und Menschenrech-
te mit FÃ¼Ãen tretenden VorgÃ¤nge im besetzten Po-
len - zumindest bis Ende 1941 - genau auf dem Laufen-
den. Man hatte in Basel prÃ¤zise Informationen Ã¼ber

den “AuslÃ¤ndereinsatz” in den deutschen Tochterbe-
trieben, und selbst Ã¼ber die “Vernichtung lebensun-
werten Menschenmaterials” wusste man in der Firmen-
leitung der Sandoz Ende 1942 Bescheid und nahm mit
Blick auf die Erprobung neuer Arzneimittel die “Aus-
rÃ¤umung” der “Anstalten fÃ¼r Epileptiker” mit Be-
dauern zur Kenntnis, weil nun “diese Versuchsstellen
mit groÃem Material nicht mehr angegangen werden
kÃ¶nnen” (S. 253, aus einer internen Mitteilung der
Sandoz-Leitung v. 11.11.1942).

Auch die Kontrolle durch die Schweizer Zentralen
hat bei den von Straumann und Wildmann untersuch-
ten Chemieunternehmen vor und wÃ¤hrend des Krie-
ges erstaunlich gut funktioniert. Das betrifft sowohl Fra-
gen der Produktions- und Investitionspolitik wie Perso-
nalfragen, die in allen FÃ¤llen im Einvernehmen mit der
Basler Leitung bestimmt wurden, und zwar sowohl was
die Bestellung der VorstÃ¤nde und AufsichtsrÃ¤te an-
geht wie auch die Entscheidung fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung
von “Fremdarbeitern”. Kennzeichnend fÃ¼r alle unter-
suchten Unternehmen ist, dass sie im Dritten Reich
selbstbewusst agierten und in vielen FÃ¤llen erfolgreich
ihre Interessen durchzusetzen vermochten. Kaum als
Nachteil erwies sich dabei, dass die Unternehmen in
schweizerischem Eigentum standen. Innerhalb der durch
die NS-Wirtschaftspolitik gesetzten Rahmenbedingun-
gen gelang es den Konzernleitungen weitgehend, die
Kontrolle Ã¼ber ihre Tochterunternehmen beizubehal-
ten.

Straumann und Wildmann konstatieren auch be-
achtliche HandlungsspielrÃ¤ume der Schweizer Ma-
nagements, wenn es darum ging, die nationalsozialis-
tische Politik im eigenen Unternehmen umzusetzen.
Sie zeigen das vor allem am Beispiel der Personalpoli-
tik. Hier verhielten sich die vier Chemie-Unternehmen
nÃ¤mlich durchaus unterschiedlich, auch wenn “letzt-
lich das Interesse der Firma” in allen Unternehmen
den Ausschlag fÃ¼r anstehende Entscheidungen gab
(S. 204). WÃ¤hrend jedoch Geigy, Ciba und Sandoz
ihre jÃ¼dischen Vorstands- und Aufsichtsratsmitglie-
der unmittelbar nach der nationalsozialistischen Mach-
tÃ¼bernahme entlieÃen, um sich als “arische” Unterneh-
men ausgeben zu kÃ¶nnen und ihren Medikamenten-
und Farbstoffabsatz bei Ã¶ffentlichen Abnehmern nicht
zu gefÃ¤hrden, schob man bei Roche die Entlassung
jÃ¼dischen Personals so lange wie irgendmÃ¶glich hin-
aus, suchte nach Auswegen und hielt ausdrÃ¼cklich fest,
dass mit derartigen Entscheidungen auch eine “grosse
Verantwortung auf menschlichem Gebiet” verknÃ¼pft
sei (S. 190). Dass man hierfÃ¼r bei Roche ein Ge-
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spÃ¼r hatte, lag wohl nicht zuletzt daran, dass lei-
tende PersÃ¶nlichkeiten des Konzerns mit jÃ¼dischen
Frauen verheiratet waren und sich somit von der na-
tionalsozialistischen Rassenpolitik ganz unmittelbar be-
troffen fÃ¼hlen mussten. Dies, so steht zu vermuten,
prÃ¤gte auch andere Unternehmensentscheide bei Ro-
che, wo man mehrfach ablehnte, als sich die Chan-
ce zur Ãbernahme ehemals “jÃ¼discher Unternehmen”
bot, von der Ausnutzung antijÃ¼discher Sondergeset-
ze zu eigenen Gunsten absah und im Warschauer Be-
trieb junge AngehÃ¶rige der polnischen Oberschicht
durch Schein-ArbeitsverhÃ¤ltnisse vor der Deportation
ins Reich schÃ¼tzte.

Auch die Behandlung der Zwangsarbeiter und
Kriegsgefangenen scheint im deutschen Werk von Ro-
che in Grenzach besser gewesen zu sein als bei Gei-
gy am selben Ort. Ob dies jedoch auf unterschiedli-
cheHandlungsorientierungen oder gar Anweisungen der
Konzernsspitze zurÃ¼ckgeht, ist eine schwer zu beur-
teilende Frage, die sich die Autoren nicht stellen. Die
Diskrepanz kÃ¶nnte - wie mancher Unterschied zwi-
schen den untersuchten vier Firmen - auch schlicht Folge
unterschiedlicher und insgesamt nicht sonderlich dicht
Ã¼berlieferter Quellen sein. Aus komparativen Betrach-
tungen HandlungsspielrÃ¤ume abzuleiten, ist nÃ¤mlich
- bei disparater Ãberlieferung - ein nicht ganz unpro-
blematisches Unterfangen. Doch soll dieser Einwand den
Wert der Studie nicht schmÃ¤lern. Sie bewegt sich me-
thodisch auf hohem Niveau und verdeutlicht, wie groÃ
selbst innerhalb ein und derselben Branche die Bandbrei-
te der mÃ¶glichen Handlungskonstellationen fÃ¼r die
Unternehmen war und dass vorhandene FreirÃ¤ume aus
verschiedensten GrÃ¼nden in sehr unterschiedlichem
MaÃe ausgeschÃ¶pft wurden.

Thematisch Ã¤hnlich gelagert wie die vorgenannten
beiden UEK-Studien zu Tochtergesellschaften Schwei-
zer Unternehmen im deutschen Machtbereich ist auch
das Buch des ehemaligen Schaffhausener Stadtarchivars
Hans Ulrich Wipf Ã¼ber die Georg Fischer AG (GF),
ein Stahl- und Tempergussunternehmen in Schaffhau-
sen mit zwei Tochterunternehmen in Deutschland (seit
1895 bzw. 1920) und einem in GroÃbritannien (seit 1933).
Diese sowohl inhaltlich wie wegen ihrer aufwendigen
Ausstattung mit Fotomaterial eindrucksvolle Unterneh-
mensstudie entstand nicht im Rahmen der UEK, son-
dern geht auf Initiative der Unternehmensleitung der
GF zurÃ¼ck, die als erster Schweizer Industriekonzern
ihr Archivmaterial zur Zwischenkriegs- und Kriegszeit
der wissenschaftlichen Forschung zugÃ¤nglich mach-
te und fÃ¼r die Gesamtzeit ihres Bestehens wohl als

besterforschtes Schweizer Unternehmen gelten kann .
Zur Unternehmensgeschichte vor 1930 erschienen etli-
che Arbeiten. Am wichtigsten ist: Siegrist, Hannes, Vom
Familienbetrieb zum Managerunternehmen. Angestell-
te und industrielle Organisation am Beispiel der Ge-
org Fischer AG in Schaffhausen 1797-1930, GÃ¶ttingen
1981. Wipfs Studie ist somit zwar eine Art âAuftrags-
arbeit’, doch hat das ganz offensichtlich weder Distanz
noch KritikfÃ¤higkeit des Autors beeintrÃ¤chtigt. Der
scheut, wo es um die RÃ¼stungsaktivitÃ¤ten und Affi-
nitÃ¤ten der fÃ¼hrenden PersÃ¶nlichkeiten zum Natio-
nalsozialismus geht, vor keinem heiÃen Eisen zurÃ¼ck,
bemÃ¼ht sich stets um Historisierung, aber nennt doch
stets Ross und Reiter beimNamen. Das anfÃ¤ngliche nai-
ve LiebÃ¤ugeln des Firmenpatriarchen Ernst Homber-
ger mit Adolf Hitler und seiner “Bewegung bleibt eben-
so wenig ausgespart wie die durch Quellen gut doku-
mentierte Nazifizierung des Betriebslebens in der Singe-
ner Filiale von GF seit der nationalsozialistischen Mach-
tÃ¼bernahme. NS-Aktivisten in der Belegschaft, De-
nunzianten und gefallsÃ¼chtige Militaristen werden na-
mentlich vorgestellt, ihre PersÃ¶nlichkeit wird - mittels
Quellenzitaten - schonungslos portraitiert, auch wenn es
- wie im Falle des Singener Werkleiters der Kriegszeit,
Alfred Horstmann - um menschliche oder professionelle
UnzulÃ¤nglichkeiten geht.

Wipf bestÃ¤tigt, was auch die UEK-Studien fÃ¼r die
deutschen Tochterbetriebe erbracht haben: eine in allen
auslÃ¤ndischen Werken zunehmende Ausrichtung der
Produktion am RÃ¼stungsbedarf mit einem wachsen-
den Anteil von Waffen, Munition und sonstigem Kriegs-
material. Dies, so kritisiert Wipf, wurde von der Ge-
schÃ¤ftsleitung in Schaffhauen nie offen thematisiert,
sondern vielmehr bis in die Nachkriegszeit beschwie-
gen (S. 541). So genannte dual use GÃ¼ter, die sowohl
wehrwirtschaftlichen wie zivilen Zwecken dienen konn-
ten, bildeten dagegen den Hauptanteil des Schaffhause-
ner Exports nach Deutschland, der indessen aus devi-
senrechtlichen GrÃ¼nden im Laufe der 1930er-Jahre und
wÃ¤hrend des Krieges permanent abnahm.

Auch zum Informationsfluss zwischen den im “Drit-
ten Reich” gelegenen Betrieben und der Konzernzen-
trale gelangt Wipf zu Ã¼bereinstimmenden Ergebnis-
sen mit der UEK. Im Falle von GF-Singen existier-
te sogar die bemerkenswerte Regelung, dass der Sin-
gener Werkleiter, ein Parteigenosse deutscher Staats-
bÃ¼rgerschaft, tÃ¤glich Ã¼ber die Grenze pendelte, weil
er seinenWohnsitz wÃ¤hrend der gesamten Kriegszeit in
der Schweiz hatte, in Schaffhausen am Sitz der Unterneh-
menszentrale. Das macht einen auÃerordentlich hohen
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Informationsgrad der Zentrale - auch z.B. zur Zwangsar-
beiterthematik - wahrscheinlich, auchwenn er schriftlich
nicht dokumentiert ist.

Die KontrollmÃ¶glichkeiten Schaffhausens waren
indessen gering. Seit die Singener Werkleitung 1933, als
die zivile Fertigung auf einem Tiefststand angelangt war,
eine Abmachung mit den deutschen MilitÃ¤rbehÃ¶rden
getroffen hatte, wonach das Werk âim Rahmen des
MÃ¶glichen’ ausreichend mit AuftrÃ¤gen zu versehen
war, war GF-Singen verpflichtet, “alle Anlagen fÃ¼r die
Wehrmachtfertigung je nach Anforderungen zur Ver-
fÃ¼gung zu stellen” (S. 290). Wipf schildert die hier-
aus resultierenden Konflikte und kann so - m.E. erst-
mals aus Perspektive einer Unternehmensstudie - ein-
dringlich jene fÃ¼r die Phase der AufrÃ¼stung in den
1930er-Jahren typische und Ã¶konomisch bedenkliche
Herrschaft des MilitÃ¤rs unter der Ãgide des Leiters des
RÃ¼stungsamts, General Georg Thomas, dokumentie-
ren.

Weil das Singener Werk (u.a. wegen der damit
verbundenen Steuervorteile) der Rechtsform nach eine
unselbstÃ¤ndige Filiale des Schweizer Konzerns blieb
und insbesondere weil der Singener Werkleiter Schwei-
zer StaatsbÃ¼rger war, kam es 1937/38 zur Verhaf-
tung der Singener Betriebsleitung und zur Machtpro-
be zwischen Konzern und Heereswaffenamt. ZunÃ¤chst
erklÃ¤rte die Konzernleitung, eher auf die Belegung
mit RÃ¼stungsauftrÃ¤gen verzichten zu wollen, als
den bewÃ¤hrten Schweizer Betriebsleiter abzuberufen.
Schaffhausen wurde jedoch beschieden, “die zustÃ¤ndige
Wehrwirtschafts-Inspektion wÃ¼rde das Werk nicht
freigeben. Als deutsches Werk mÃ¼sse von Singen volle
Mitarbeit verlangt werden” (S. 197).

Als der militÃ¤rische Druck gegen den Schweizer
Betriebsleiter zum wiederholten Male durch politische
Agitation vor Ort ergÃ¤nzt wurde, gab Schaffhausen
nach und wechselte die Betriebsleitung aus. Die Un-
ternehmenszentrale hatte also nur begrenzten Einfluss
auf die personelle Besetzung von SchlÃ¼sselpositionen
ihrer Filial- und Tochterbetriebe. Sie hatte auch kei-
ne Handhabe, gegen die extreme Abnutzung der
Betriebsanlagen und konnte wÃ¤hrend des Krieges
rÃ¼stungswirtschaftlich erwÃ¼nschte Investitionen nur
nachtrÃ¤glich absegnen. “Der Unternehmer”, so Wipf,
“gebot im Grunde genommen nur noch Ã¼ber das Ei-
gentumsrecht an seinen Produktionsmitteln, das Ver-
fÃ¼gungsrecht hingegen hatten die BehÃ¶rden weitge-
hend an sich gezogen”. Freie unternehmerische Entschei-
dungen seien nicht mehr mÃ¶glich gewesen (S. 224).

Kurz vor Kriegsbeginn war dies zumindest bei GroÃin-
vestitionen offenbar jedoch noch anders gewesen, jeden-
falls wenn ein Unternehmen ausreichend Standfestigkeit
bewies. Denn Wipf berichtet, dass GF-Schaffhausen es
1937/39 trotz in Aussicht gestellter erheblicher Reichszu-
schÃ¼sse wiederholt abgelehnt hatte, im Singener Werk
eine von Luftfahrt wie Marine dringend erwÃ¼nschte
ElektrostahlgieÃerei zu errichten, und zwar unter Hin-
weis auf den wegen der Clearing-Bestimmungen nicht
gewÃ¤hrleisteten Gewinntransfer in die Schweiz. Die
Wehrwirtschaftsinspektion fÃ¼gte sich diesem betriebs-
wirtschaftlich begrÃ¼ndeten Unternehmensentscheid (S.
292ff.)!

Durch konstruktive Zusammenarbeit mit der
Unternehmensleitung ist es Wipf gelungen, auch
PreisprÃ¼fungs- und Steuerunterlagen und internes Bi-
lanzmaterial als Quellen heranzuziehen und der histo-
rischen Analyse zugÃ¤nglich zu machen (S. 419); Ma-
terialien, die fÃ¼r international operierende Unterneh-
men besonders viel Deutungsspielraum lassen und auf
die sich bisher kaum eine Unternehmensstudie zur NS-
Zeit stÃ¼tzen konnte, schon deshalb weil sie nur sel-
ten Ã¼berliefert sind. Spoerer, Mark, Von Scheingewin-
nen zum RÃ¼stungsboom. Die EigenkapitalrentabilitÃ¤t
der deutschen Industrieaktiengesellschaften 1925-1941,
Stuttgart 1996.

So gelingt es, die finanzielle Seite der Kriegs-
geschÃ¤fte von GF zu beleuchten, wobei durchaus
Ã¼berraschende Resultate erzielt werden. Wipf weist
nach, “dass nur gerade das englische Werk, Ã¼ber die
ganzen Kriegsjahre gerechnet, einen gewissen Profit
abwarf, wÃ¤hrend die beiden deutschen Unternehmen
fÃ¼r den Konzern insgesamt deutliche Verluste erzeug-
ten” (S. 541). Dabei fÃ¤llt auf, dass das technologisch im
Vergleich zu Singen rÃ¼ckstÃ¤ndige, weil weitaus gerin-
ger mechanisierte Werk in Mettmann eine hÃ¶here Um-
satzrendite aufwies, und zwar trotz eines weit bescheide-
neren Wachstums des GeschÃ¤ftsvolumens.

Dass die deutschen Werke dem Stammhaus im Krieg
Verluste eintrugen, lag also nicht an ihrer Produkti-
vitÃ¤tsentwicklung, die vor allem in Singen eine enor-
me Steigerung von rund 50 Prozent aufwies. Verantwort-
lich waren wohl hauptsÃ¤chlich die staatlich verordne-
ten, unprofitablen Preise in Deutschland, die vor allem
das PrivatkundengeschÃ¤ft mehr und mehr unrentabel
machten. Da viele ZulieferauftrÃ¤ge - etwa von Radfel-
gen an Automobilhersteller - als PrivatkundengeschÃ¤ft
firmierten, fiel hierunter ein erklecklicher Anteil der Ge-
schÃ¤ftstÃ¤tigkeit der beiden deutschen Werke.
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Wipf kann aber auch zeigen, dass wÃ¤hrend des Krie-
ges selbst WehrmachtsauftrÃ¤ge nur moderate Gewinn-
aussichten versprachen. JÃ¤hrlich wurden nÃ¤mlich -
zwecks AbschÃ¶pfung von “Ãbergewinnen” - im Be-
trieb PreisprÃ¼fungen durch Beamte des Oberkomman-
dos der Wehrmacht vorgenommen, die wiederholt zu
hohen Gewinn-RÃ¼ckzahlungen fÃ¼hrten (S. 424). Mit
Blick auf die deutschen Werke hat sich der Krieg fÃ¼r
GF also keinesfalls “rentiert”. Das verdeutlicht auch ein
Blick in die Bilanzen des Singener Werks, die eine star-
ke Verringerung des AnlagevermÃ¶gens bei gleichzei-
tig erheblicher Zunahme der flÃ¼ssigen Mittel auswei-
sen. Darin spiegelte sich der Schwund anmaterieller Sub-
stanz und die beschrÃ¤nkte MÃ¶glichkeit zur Ersatzin-
vestition wider. WÃ¤hrend des gesamten Krieges konn-
ten in Singen lediglich 2,5 Mio RM investiert werden,
wovon ca. 1 Mio auf betriebsfremde Bauten wie Wohn-
gebÃ¤ude, Speisehalle und Wohnbaracken entfielen (S.
431). Dagegen verzeichneten die Guthaben in Wertpa-
pieren und Banktiteln einen krÃ¤ftigen Anstieg im Rah-
men der “flÃ¼ssigen Mittel”. Freilich handelte es sich
grÃ¶Ãtenteils um Zwangsanleihen und um Guthaben
auf Sperr- und Sonderkonti, also keineswegs umwirklich
flÃ¼ssige Mittel. Weder konnten dafÃ¼r GÃ¼ter gekauft
werden, noch lieÃen sich damit Devisen beschaffen. “Die
flÃ¼ssigen Mittel waren in Tat undWahrheit eingefrore-
ne Mittel” und sie blieben es Wipf zufolge “bis zu ihrer
vÃ¶lligen Wertlosigkeit am Ende des Krieges” (S. 432).

Was das Schweizer Stammhaus anbelangt, so wagt
Wipf nur eine TrendschÃ¤tzung, die aber vermuten las-
se, “dass die AktiengesellschaftwÃ¤hrend des Krieges ih-
re wirtschaftliche Position wesentlich verbessern konn-
te und sich jedenfalls von den Krisenjahren 1931-1936
erholt hat” (S. 175). Verantwortlich fÃ¼r diesen Ge-
schÃ¤ftserfolg war indes nicht der Export, dessen Be-
deutung seit Beginn der 1930er-Jahre stetig abgenom-
men hatte, sondern das Schweizer InlandsgeschÃ¤ft und
hier vor allem die durch die Landesverteidigung erzeugte
Nachfrage (S. 541).

Wipfs Buch stellt sowohl fÃ¼r die Diskussion um
die wirtschaftliche Bedeutung der Schweiz im Zwei-
ten Weltkrieg wie fÃ¼r die unternehmensgeschicht-
liche Forschung zur NS-Zeit eine wesentliche Be-
reicherung dar, so dass dem Buch eine weite Ver-
breitung zu wÃ¼nschen ist. Nur in einem Punkt ist
die Arbeit mittlerweile Ã¼berholt: Dort wo sie an-
hand von normativen Texten und legitimatorischen
BegrÃ¼ndungen (Sicherung von Einfuhr und Ar-
beitsplÃ¤tzen) die Schweizer Haltung zum Kriegs-
materialhandel darzustellen versucht. Wie weit sich

die Praxis der RÃ¼stungsgÃ¼terproduktion und des
RÃ¼stungsexports von jener offiziellen Norm entfernte,
diese Einsicht verdanken wir aber erst der 2002 erschie-
nenen UEK-Studie von Peter Hug Ã¼ber die Schwei-
zer RÃ¼stungsindustrie. Hug, RÃ¼stungsindustrie, UEK
11, Teil 1,2. Zu Auseinandersetzungen zwischen be-
stimmten Schweizer Industrieunternehmen und UEK
um die Person von Peter Hug, der sich seit Jahren nicht
nur historisch mit der Schweizer RÃ¼stungsindustrie
befasst, sondern auch politisch gegen den Waffenex-
port engagiert hat: Patrick Kupper Rezension zu Hel-
ler, Daniel, Zwischen Unternehmertum, Politik und
Ãberleben. Emil G. BÃ¼hrle und die Werkzeugma-
schinenfabrik Oerlikon, BÃ¼hrle & Co. 1924- 1945,
Frauenfeld 2002. In: H-Soz-u-Kult, 16.07.2003, http:
//hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/
rezensionen/2003-3-034

Mit fast 1.000 Seiten gehÃ¶rt diese gut lesbar ge-
schriebene Arbeit zweifellos nach Umfang wie Inhalt zu
den gewichtigsten Forschungsarbeiten der UEK. Mit be-
wundernswert breiter Kenntnis der internationalen Li-
teratur bietet Hug ein mustergÃ¼ltig um ObjektivitÃ¤t
bemÃ¼htes, methodisch anspruchsvolles Werk auf brei-
ter Quellengrundlage. Unter BeschrÃ¤nkung seines Ge-
genstands auf Kriegsmaterial im engeren Sinne (Waf-
fen, Waffenteile wie ZÃ¼nder und Munition sowie Mi-
litÃ¤roptik) fragt er, inwieweit der Produktionsstandort
Schweiz vor und wÃ¤hrend dem Zweiten Weltkrieg zur
RÃ¼stung des nationalsozialistischen Deutschland bei-
trug. Hugs Perspektive richtet sich dabei sowohl auf die
beteiligten Unternehmer und Unternehmen deren Stra-
tegien und Netzwerke, sowie auf die RÃ¼stungsbranche
als ganzes, ihre - zum Teil grenzÃ¼berschreitende - ka-
pitalmÃ¤Ãige Verflechtung und schlieÃlich auf die inter-
nationalen MÃ¤rkte, fÃ¼r die sie produzierten. Er blickt
zurÃ¼ck bis in die 1920er-Jahre und weist erstmals nach,
in welch hohem MaÃe der Aufbau einer exportorientier-
ten Schweizer RÃ¼stungsindustrie auf den Exodus deut-
scher RÃ¼stungstechnologie und deutschen Kapitals zu-
rÃ¼ckzufÃ¼hren war. Die AbrÃ¼stungsbestimmungen
des Versailler Vertrags hatten diesen ausgelÃ¶st, ganz
Ã¤hnlich wie eineinhalb Jahrzehnte spÃ¤ter Verstaat-
lichungsbestrebungen in Frankreich eine neue Welle
des RÃ¼stungstechnologie- und Kapitaltransfers in die
Schweiz nach sich zogen. Der Standortvorteil des Lan-
des bestand bis Ende der 1930er-Jahre in der fehlenden
behÃ¶rdlichen Kontrolle von Herstellung und Vertrieb
von Waffentechnologie. Nachdem 1938 durch Volksab-
stimmung ein politisches Mandat fÃ¼r die Kontrolle
des Kriegsmaterialexports geschaffen worden war, blieb
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es praktisch wirkungslos. Was angesichts der personel-
len Verflechtung von RÃ¼stungsindustrie und Schwei-
zer Kriegsmaterialausfuhr sowie AuÃenpolitik nicht ver-
wundern kann. Denn “oberster HÃ¼ter der Schweizer
Kriegsmaterialausfuhrpolitik” (S. 467) und Mitglied der
schweizerischen Verhandlungsdelegation mit Deutsch-
land war ausgerechnet Major Hans von Steiger, ein
Mann, der sein Leben lang als Exponent der interna-
tionalen RÃ¼stungsindustrie tÃ¤tig gewesen war, der
zwar Schweizer StaatsbÃ¼rger, gleichzeitig jedoch ak-
tiver deutscher Offizier und darÃ¼ber hinaus neben-
amtlich als Alleinverwaltungsrat und alleiniger Un-
terschriftsberechtigter einer RÃ¼stungsfirma fungierte.
Nicht nur, dass solche Ãmterkumulationen und Interes-
senverquickungen wÃ¤hrend des Krieges in der Schweiz
mÃ¶glichwaren,muss erstaunen, sondern auch, dass das
“PhÃ¤nomen von Steiger” der frÃ¼heren historischen
Forschung nicht aufgefallen war.

Die Schweiz hatte fÃ¼r die verdeckte Wiederauf-
rÃ¼stung des Deutschen Reichs nach 1918 nicht jene Be-
deutung, die LÃ¤ndern wie Schweden, den Niederlanden
oder gar der Sowjetunion zukam, doch wÃ¤re die Auf-
rÃ¼stung von Hitlers Wehrmacht ohne den seit Beginn
der 1930er-Jahre erfolgten RÃ¼cktransfer einer hochmo-
dernenWaffentechnologie aus der Schweiz nicht so rasch
und problemlos gelungen.

Im Krieg indes hÃ¤tte Deutschland, so Hugs
Ã¼berraschender Befund, auf den Waffenimport aus
der Schweiz ohne groÃe Schwierigkeiten verzichten
kÃ¶nnen. Denn die deutsche Waffen- und Munitions-
industrie war inzwischen enorm leistungsfÃ¤hig und
seit Jahren auf Autarkie eingestellt, und das bekam die
Schweizer RÃ¼stungsindustrie auch massiv zu spÃ¼ren.
Sechs Unternehmen bildeten die Machtzentren der
nicht-staatlichen Schweizerischen RÃ¼stungsindustrie
im Krieg und wurden folglich von Hug untersucht:
Die Werkzeugmaschinenfabrik Oerlikon BÃ¼hrle &
Co. in ZÃ¼rich, die Hispano Suiza (Suisse) SA in
Genf, die Waffenfabrik Solothurn AG und die Tava-
ro SA in Genf, die Machines Dixi SA in Le Locle
und schlieÃlich die Verkaufs-Aktiengesellschaft Hein-
rich Wilds geodÃ¤tischer Instrumente in Heerbrugg.
WÃ¤hrend sie bis 1940 vor allem die Nachfrage von
Briten und Franzosen bedient hatte, wurden die Unter-
nehmer 1940, als Deutschland sich Ã¼ber die einsei-
tigen RÃ¼stungsexporte zugunsten der Alliierten erst-
mals beschwerte, keinesfalls bedrÃ¤ngt, ihre Dienste nun
dem Reich angedeihen zu lassen. Auf deutscher Seite
wollte man die Ã¤uÃerst knappen Devisen (bzw. Clea-
ringkreditmittel) lieber fÃ¼r Mangelwaren wie Investi-

tionsgÃ¼ter, PrÃ¤zisionsinstrumente, Kugellager oder
feinmechanische Einzelteile einsetzen, statt fÃ¼r Fertig-
waren, die auch deutsche Produzenten liefern konnten.
Dem wichtigsten privaten Hersteller von Handfeuer-
waffen in der Schweiz, der Schweizerischen Industrie-
Gesellschaft (SIG) in Neuhausen, gelang es deshalb trotz
groÃer Anstrengungen wÃ¤hrend des ganzen Krieges
Ã¼berhaupt nicht, Waffen oder wenigstens Waffenbe-
standteile nach Deutschland zu liefern. Dasselbe galt ku-
rioser Weise auch fÃ¼r die Waffenfabrik Solothurn, die
ein Tochterunternehmen der Hermann-GÃ¶ring-Werke
bildete. Andere Unternehmen, wie die Werkzeugfabrik
Oerlikon BÃ¼hrle, die den LÃ¶wenanteil von 52 Pro-
zent der Schweizer Kriegsmaterialexporte (1940-1944)
auf sich vereinigte, zahlte Hugs Ermittlungen zufolge in
den ersten drei Kriegsjahren hÃ¶here BetrÃ¤ge fÃ¼r
Provisionen und Schmiergelder als LÃ¶hne fÃ¼r die ge-
samte Belegschaft von Ã¼ber 3.000 BeschÃ¤ftigten. Es
kann also Ã¼berhaupt nicht die Rede davon sein, dass
die Belieferung Deutschlands mit Kriegsmaterial aus der
Schweiz auf DrÃ¤ngen deutscher Stellen erfolgt wÃ¤re,
wie es nach Kriegsende wiederholt behauptet wurde.
Allerdings, so konstatiert Hug, hÃ¤tten die Kriegsmate-
rialexporte zugunsten der Alliierten, 1938-1940 aufgrund
ihrer Einseitigkeit und des VerstoÃes gegen das Neutra-
litÃ¤tsrecht die Erpressbarkeit der Schweiz erhÃ¶ht.

An Handlungsspielraum fÃ¼r die Unternehmen
mangelte es also nicht. Diese konnten weitgehend frei
entscheiden, fÃ¼r wen sie produzierten. Die Schweizer
Kriegsmaterialexporte an die Achsenstaaten folgten ih-
rem Profitinteresse, und allein die Nachfrage und Zah-
lungsfÃ¤higkeit der AchsenlÃ¤nder, bzw. die HÃ¶he
der von der Schweiz bereitgestellten Clearingkredite, be-
grenzte ihr AusmaÃ.

Auch andere in der Schweiz gern und oft wiederholte
Legenden werden von Hug widerlegt: So kann er zeigen,
dass weder die Schweizer Armee noch der Arbeitsmarkt
von den RÃ¼stungsexporten profitierten. Die wichtigs-
ten involvierten Firmen seien vielmehr fÃ¼r die Lan-
desverteidigung von geringem Nutzen gewesen, hÃ¤tten
die VorrÃ¤te an strategischen Rohstoffen vermindert und
nur wenig ArbeitsplÃ¤tze geschaffen, da der aus Schwei-
zer Steuermitteln finanzierte ErlÃ¶s nur zum geringsten
Teil in Lohnzahlungen geflossen sei.

Die Bilanz des RÃ¼stungsbeitrags, den die Schwei-
zer Industrie fÃ¼r die deutsche Kriegswirtschaft leistete,
war nach Hug durchaus bescheiden. Insgesamt fÃ¼hrte
das Deutsche Reich 1940 bis 1944 etwa so viele 20-
mm-Kanonen und Bestandteile aus der Schweiz ein, wie
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Deutschland 1941 in sechs Monaten und 1944 in zwei
Monaten selbst fertigte. Allerdings wÃ¤re die deutsche
Fertigung von S/30-UhrwerkzÃ¼ndern ohne Schweizer
Bestandteillieferungen in Schwierigkeiten geraten. In
Relation zum gesamten deutschen RÃ¼stungspotential
waren die erwÃ¤hnten Lieferungen aber verschwin-
dend klein. Die in Hugs Studie nicht untersuchten
Lieferungen von Kugellagern, PrÃ¤zisionsinstrumenten,
Werkzeugmaschinen und Ã¤hnlichem dÃ¼rften wich-
tiger gewesen sein als die Schweizer Exporte von
RÃ¼stungsgÃ¼tern im engern Sinn.

Wichtig - zumindest fÃ¼r die deutsche Kriegswirt-
schaft im SÃ¼dwesten war auch der Export Schwei-
zer ElektrizitÃ¤t, den Jean Daniel Kleisl erstmals einer
genaueren Inspektion unterzogen hat. Kleisl, Electrici-
tÃ©, UEK 5. Ebenso wie die GrÃ¼ndung von Toch-
terbetrieben im benachbarten Ausland ging auch die
Stromlieferung aus der Schweiz nach Deutschland auf
historisch gewachsene Strukturen zurÃ¼ck. Zwischen
1895 und 1941 waren entlang des Hochrheins sieben
ElektrizitÃ¤tswerke erbaut worden, die von Deutsch-
land und der Schweiz gemeinsam betrieben wurden.
Bereits wÃ¤hrend der 1930er-Jahre stieg der Strom-
konsum in Deutschland und damit auch die Schweizer
Stromexporte der Rheinwerke sowie anderer Schwei-
zer ElektrizitÃ¤tsgesellschaften krÃ¤ftig an. Im Krieg,
als das weitgehend von Kohlestrom abhÃ¤ngige Reich
seinen Energiebedarf nicht mehr aus eigener Kraft de-
cken konnte, waren vor allem die in SÃ¼dbaden an-
sÃ¤ssigen Industriebetriebe mehr denn je auf die Ver-
sorgung mit Schweizer ElektrizitÃ¤t angewiesen. Dabei
handelte es sich bei den Stromabnehmern auf deutscher
Seite Ã¼berwiegend um Tochtergesellschaften Schwei-
zer Konzerne. Da Stromlieferungen aufgrund der bila-
teralen Wirtschaftsabkommen keiner Kontingentierung
beim Schweizerischen Clearing unterlagen, konnte das
Reich unbehelligt von Devisenproblemen zum wichtigs-
ten Kunden der Schweizer ElektrizitÃ¤tsgesellschaften
werden und in dieser Rolle - trotz frÃ¼her ergange-
ner Warnungen seitens der Alliierten - bis in die letzten
Kriegsmonate verharren.

Dennoch geben Kleisls Ergebnisse Anlass, die Be-
deutung der Schweizer Energieerzeugung fÃ¼r die
NS-Kriegswirtschaft zu relativieren. Den âEnergie-
Anschluss’, den manche behaupteten, hat es jeden-
falls niemals gegeben. Kleisl weist darauf hin, dass
die ReichsbÃ¼rokratie schlieÃlich darauf verzich-
tet habe, die Schweiz in die deutschen Elektrizi-
tÃ¤tsversorgungsplÃ¤ne einzubeziehen, nachdem die
Schweizer ElektrizitÃ¤tsgesellschaften Bedenken wegen

der Dauer der Kriegskonjunktur gehegt und sich gewei-
gert hatten, ihr Exportvolumen der deutschen Bedarfs-
spitze anzupassen. Auch gilt es, bei aller Notwendigkeit
zur historischen Nabelschau in der Schweiz, die Pro-
portionen nicht ganz aus dem Auge zu verlieren: Zum
deutschen Gesamtverbrauch an Stromenergie wÃ¤hrend
des Krieges steuerte die Schweiz nÃ¤mlich gerade einmal
bescheidene 1,5 Prozent bei (S. 99).

IV. TarngeschÃ¤fte
Um die Auslotung der Proportionen geht es auch

in den letzten hier vorzustellenden UEK-Studien,
die aus unterschiedlicher Perspektive die Rolle der
neutralen Schweiz im Krieg als Ort fÃ¼r Ver-
mÃ¶gensverschiebungen, verdeckte GeschÃ¤fte, Kul-
turgÃ¼tertransfer und Unterschlupf oder zumindest
Transitstation fÃ¼r von den Alliierten gesuchte Natio-
nalsozialisten und ihre Barschaft behandeln und danach
fragen, wie Schweizer BehÃ¶rden und Alliierte diese
Problematik nach Kriegsende verfolgten.

Wie wenig andere VorgÃ¤nge waren solche Trans-
aktionen schon seit dem Krieg Gegenstand ausufern-
der Spekulationen, auch deshalb, weil sich ihrer ge-
nauen quantitativen Rekonstruktion unÃ¼berwindbare
Schwierigkeiten entgegenstellen. Statistiken Ã¼ber die
HÃ¶he des zu Kriegsbeginn 1939 durch Pro-Forma-
Ãbertragung in Schweizer Eigentum getarnten deut-
schen AuslandsvermÃ¶gs gibt es ebenso wenig wie
Ã¼ber Versuche von ReichsbÃ¼rgern und vor allem
hochrangigen Nationalsozialisten, sich und ihre Habe
vom sinkenden Schiff des Dritten Reiches zu retten.
“Tarnung, Transfer und Transit” So der Titel der UEK-
Studie, 9 Ã¼ber âDie Schweiz als Drehscheibe verdeck-
ter deutscher Operationen (1939-1952)â von Christia-
ne Uhlig u.a.. Titel wie Untertitel dieser Studie sind
nicht gut gewÃ¤hlt. Die Verquickung von moralisch
nicht zwangslÃ¤ufig beanstandenswerten wirtschaftli-
chen Tarnungen mit der zweifellos bedenklichen Schaf-
fung von TransitmÃ¶glichkeiten fÃ¼r gesuchte Natio-
nalsozialisten und âKriegsverbrecherâ ist problematisch.
Was die Autoren unter Transfer und Transit verstan-
den, erfolgte ebenfalls getarnt, so dass die Begriffe ver-
schwimmen. Zur âBedeutung der Schweiz als Dreh-
scheibeâ, wozu der Untertitel des Buches Erkenntnis-
se verheiÃt, erklÃ¤ren die Verfasser in ihrem Fazit
ausdrÃ¼cklich leider âkeinerlei Angabenâ machen zu
kÃ¶nnen (S. 443). waren ihrer Natur nach geheim. Sie
dennoch zu rekonstruieren stellt ein erhebliches heuris-
tisches Problem dar. Ein Autorenkollektiv der UEK um
Christiane Uhlig hat sich dieser herausfordernden Auf-
gabe gestellt und wertvolle Erkenntnisse Ã¼ber struk-
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turelle Voraussetzungen und den typischen Ablauf die-
ser Art von Finanztransaktionen und den damit ein-
hergehenden Schweizer Dienstleistungen erarbeitet. Die
Verfasser kÃ¶nnen zeigen, wie prÃ¤gend deutsche Ver-
mÃ¶gensverluste und Konfiskationen deutschen Aus-
landsvermÃ¶gens wÃ¤hrend des Ersten Weltkriegs oder
danach fÃ¼r die vermÃ¶gensrechtlichen Dispositionen
und Vorkehrungen von Privat- und GeschÃ¤ftsleuten
fÃ¼r den Fall eines neuen Krieges bzw. einer erneu-
ten Kriegsniederlage waren. Die von den Nationalsozia-
listen permanent verschÃ¤rfte Devisenpolitik des deut-
schen Staates, die seit Beginn der 1930er-Jahre auf die
RÃ¼ckfÃ¼hrung von AuslandsvermÃ¶gen ins Reich ab-
zielte, hatte viele GeschÃ¤ftsleute bereits vor Kriegsbe-
ginn zur wirtschaftlichen Tarnung ihrer Auslandsgutha-
ben veranlasst. Der Kriegsbeginn setzte dann jedoch eine
Intensivierung solcher Bestrebungen in Gang.

Uhlig u.a. unterscheiden zwei Phasen, in denen die
Schweiz als neutrales Land und internationaler Finanz-
platz von deutscher Seite besonders nachgefragt war: zu-
nÃ¤chst 1939, unmittelbar vor oder nachdem der lan-
ge befÃ¼rchtete Krieg Wirklichkeit geworden war. In
dieser Phase versuchten viele international diversifizier-
te deutsche Unternehmen ihre Auslandsbesitzungen vor
Blockade oder gar einer Konfiskation durch die Alliier-
ten zu retten, indem sie die Auslandsgesellschaften einer
Schweizer Finanzierungsgesellschaft oder Holding un-
terstellten, sie also quasi zu politisch “neutralen” Unter-
nehmen deklarierten. Bei dieser Art der “Verschweize-
rung” waren in der Regel Schweizer AnwÃ¤lte behilf-
lich, wÃ¤hrend auf deutscher Seite zur Genehmigung des
TarnungsgeschÃ¤fts ein GestrÃ¼pp von BÃ¼rokratie zu
Ã¼berwinden war, wenn sich der VerkÃ¤ufer nicht der
Gefahr der Ã¤uÃerst harten Strafverfolgung wegen De-
visenvergehen aussetzen wollte. In den meisten FÃ¤llen
wurde die Genehmigung schlieÃlich erteilt, weil keine
ernsthafte VerÃ¤uÃerungsabsicht vorlag, worauf sowohl
heimlich verabredete RÃ¼ckkaufoptionen wie unrealis-
tisch niedrige Verkaufspreise und schlieÃlich auch an-
haltend enge Beziehungen der Schweizer Firmen zum
frÃ¼heren deutschen EigentÃ¼mer hindeuteten. Auch
Ã¼bten diese Firmen oft keine nennenswerten Funktio-
nen aus, bildeten vielmehr nur eine Art “Wartestellung
fÃ¼r die Nachkriegszeit” (S. 442). Insgesamt schÃ¤tzen
die UEK-Autoren, dass mehrere hundert Firmen diesen
Typs in der Schweiz existierten.

Die zweite Phase getarnter VermÃ¶gensverschiebungen,
des Technologietransfers (z.B. von Patenten) und nicht
zuletzt der Absetzung politisch belasteter Personen ins
neutrale Ausland, der nun von den Autoren unter dem

Begriff des “Transfers” gefasst wird, begann angeblich
schon mit den ersten Vorzeichen einer deutschen Nie-
derlage im Krieg: mit Hitlers Angriff auf die Sowjet-
union, spÃ¤testens mit dem Kriegseintritt der USA und
nahm “vor dem erwarteten Torschluss bei Kriegsaus-
gang ungewÃ¶hnliche und vielfÃ¤ltige Formen an” (S.
106). “Ministerialbeamte oder hÃ¶here Bankangestellte,
RechtsanwÃ¤lte und Kaufleute verwandelten sich teil-
weise in Finanzabenteurer.” (S. 439) Dies wird anhand il-
lustrativer Fallbeispiele deutlich gemacht, ebenso wie die
recht bescheidenen Versuche von Schweizer BehÃ¶rden
in der Nachkriegszeit, Art, Umfang und AusmaÃ der Ver-
mÃ¶gensverschiebungen festzustellen. Unzweifelhaft
habe die mit der Ermittlung des deutschen Auslandsver-
mÃ¶gens betraute Schweizerische Verrechnungsstelle
denWert des deutschen VermÃ¶gens mit 1Mrd. Franken
viel zu gering angesetzt. Die UEK-Autoren schÃ¤tzen
“die GesamthÃ¶he der deutschen VermÃ¶gen in der
Schweiz […] mindestens doppelt so hoch, das heisst
auf mehr als 2 Mrd. Franken”, ohne dass freilich ei-
ne Unterscheidung von VorkriegsvermÃ¶gen, Flucht-
vermÃ¶gen, OpfervermÃ¶gen, TÃ¤tervermÃ¶gen und
Raubgut mÃ¶glich wÃ¤re. Immerhin halten sie als
“wichtigstes Einzelresultat” ihrer Recherchen fest, dass
rund zwei Drittel der erfassten deutschen VermÃ¶gen
“erst nach Kriegsbeginn in die Schweiz gelangt” sei, ganz
im Widerspruch zu “Ã¶ffentlichen VerkÃ¼ndigungen
der schweizerischen BehÃ¶rden, dass der grÃ¶Ãte Teil
der deutschen Gelder in der Schweiz âanstÃ¤ndige’ Vor-
kriegsinvestitionen darstellten” (S. 442f.).

Das Wort “anstÃ¤ndig” an dieser Stelle, das an ein
moralisches Urteil appelliert verweist auf eine proble-
matische Seite dieser insgesamt sehr verdienstvollen
UEK-Studie. Allzu sehr nehmen die Autoren die Per-
spektive ihrer Quellenproduzenten ein, und das wa-
ren vor allem Geheimdienste der Alliierten und Er-
mittlungsbehÃ¶rden der Nachkriegszeit sowie natio-
nalsozialistische BehÃ¶rden (vgl. bes. S. 438). All die-
sen Institutionen war gemeinsam, dass sie Privatinter-
essen im Krieg jede Berechtigung absprachen, dass sie
jedwedes geschÃ¤ftliche Handeln unter dem Blickwin-
kel der nationalstaatlichen bzw. kriegswirtschaftlichen
NÃ¼tzlichkeit betrachteten und Ã¶konomischen Eigen-
sinn (Dissens) diskreditierten, ja kriminalisierten. Etwas
mehr Distanz zu dieser nur aus dem Kontext eines tota-
len Krieges gegen ein totalitÃ¤res Regime begreiflichen
Sichtweise hÃ¤tte der Arbeit m.E. gut getan.

Eine Finanztransaktion, die ungerechtfertigter Wei-
se jahrzehntelang im Verdacht stand, ein bloÃes Tarnge-
schÃ¤ft gewesen zu sein und um die in den 1950er-Jahren
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in der Schweiz eine Ã¶ffentlich-publizistische Schlacht
geschlagen wurde, steht im Mittelpunkt der Monogra-
fie von Mario KÃ¶nig Ã¼ber die “Interhandel”. KÃ¶nig,
UEK 2. Darin geht es um eine der langwierigsten Fi-
nanzaffÃ¤ren des 20. Jahrhunderts, die von diplomati-
schen, rechtlichen und publizistischen Auseinanderset-

zungen zwischen der Schweiz und den USA, Schweizer
Banken und ReprÃ¤sentanten der IG-Farbe in Liquidati-
on begleitet wurden, welche bis in die jÃ¼ngste Gegen-
wart reichten.

1928/29
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